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Schulkampf im Landtag
?um Reichsschulgesetzentwurf — Die Rechte gegen die Regierung — Scharfe Abwehr der deutsch -

I rn und volksparteilichen Demagogie — Die Sozialdemokratie Hüterin des freien Schulwesens — Ein Mih-
trauensantrag gegen den Unterrichtsminister und die Regierung abgelehnt
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i, Sitzung des Badischen Landtags im Jahre 1928* Schaustellung eines demagogisch - agitatorischen Hetzspiels
<>L ^Echten Oppositionsparteien , das in prächtiger Klarbeit
Ht| ß

^ Heu Parteien , der deutschnationalen und der
^ ^ en Volkspartei , aber auch gar kein Mittel schlecht genug

IV *tt ihrem Kampfe gegen eine mißliebige Regierung anzu-
Kj eine Kulturfrage , um die zur Zeit im Deutschen
Ws, ^

" "stester Weise gerungen wird , selbst der Kampf um die
Bl ®1Wie, ist diesen Leuten nicht zu schade, um für ihre dema-

awecke mistbraucht zu werden. Man bedenke : Der" " i i o n a l e deutsche Innenminister bringt einen Schuld
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^#>urf
iftiuj . »egen ven oie g^ amre rreiyeuiikye uns rultur -
^ % deutsche Oeffentlichkeit Protest erbebt , der die Be-

n
" °iien , bewährten Schulperfassungen verschiedener

darunter auch Baden , bringt . Die beiden
1 |w, .j

* etlichen Minister des Reichskabinetts lehnen
ij , / 'deralen Schulgesetzentwurf nicht etwa ab , sie ziehen

n Konsequenzen aus ihrer angeblichen Gegnerschaft,
Hz , stimmen vielmehr unter einigem Vorbehalt zu . Die
l ^ ^ sfraktion der Deutschen Volkspartei zeigt
^ durch einen weiteren Umfall, wie ernst es ihr mit ihren
ih auf Erhaltung der Freiheit der deutschen Schule und

N ^ Restlos wird das neue Gesetz nach den W ü n-
V e

,
t Deutschnationalen und des Zentrums

« y » . Und angesichts dieser Haltung der Deutschnationalen
rV ^ tschen Volksvartei im Reiche bringen es badische
^ -Abgeordnete dieser Parteien fertig , die badische Regierung
■
tysj? .

1 Haltung zum Schulgesetzentwurf anzugreifen . D i e
i^ ^ ' ui -ster dieser beiden Parteien und ihre
t et im Reichstag erwürgen die Simultan -

ii ^ ? " d im badischen Landtag wagen es die
der gleichen Parteien , nicht etwa gegen die

it h . Saltuna ihrer Parteifreunde in der Reichsregierung
, ^ 'chstag zu protestieren , sondern gegen die badische Re-'Urin zu laufen , weil sie bei der gegenwärtigen politischen

^ 51 Interesse der Simultanschule das tat , was noch
L btt Absicht auf Erfolg haben konnte. Ist das nicht der
ki , Demagogie , der politischen Unehrlichkeit? Kein Wort
« w c Herren auf gegen ihren deutschnationalen Minister ,

Simultanschule beseitigen will, gegen die deutschnatio-
^ agsfraktion, gegen die zwei volksvarteilichen Minister

^i>i ^" ^parteiliche Reichstagsfraktion , die doch alle ehrlich
X ' Simultanschule den Garaus zu machen . Rur die
\ 5

®cs kleinen badischen Musterländles soll schuld sein ,i >.̂ ue Schulgesetz das Ende der badischen Simultanichule
das nicht eine bodenlose Heuchelei ? Salten die bei -

il^ ^ svarteien das badische Volk wirklich für so dumm,
sl . .

% in»
e
,r ^biden Parteien wissen , dast es weder den badischen

sL das

auch nur ein einziger badischer Wähler würde an
Jy !? glauben , den die förmlichen Anfrager da gestern im

hfVolke vorgemacht? Nein , selbst die verbohrtesten
lU ^ alen noch den badischen Volksvarteilern bei diesem" Landtag ernstlich um die badisch« Simultanschule zu
S ,

5 vielmehr darum , sich an einer ihnen unbequemen. « n. . s. : « — - - . . . . -IS: -> reiben , die badische Koalition zu verwirren , auf
Trüben zu fischen !

*% : 5^der das Angeln im Trüben , noch das noch so laute
. den Dieb, wird die Tatsache aus der Welt schaf -

€ 3}" deutsche Schule und die deutsche Kultur einen
^ Uschlag erfahren , wenn die freiheitliche Entwicklung
h °

^nd Kultur in Deutschland auf Jahre hinaus schwer
rurückgeworfen wird , wenn Baden seine bewährte

Sta . verliert , so sind daran die Hauptschuldigen :
j, ^ "Eionale Volksvartei und die Deutsche Volksvartei !

den deutschnationalen und deutschvolksvarteilichen
I auch im Verlaufe der Debatte von den Regie-
v ^ "" ler Führung des Abg. Dr . Warum und in be-
>?>»j^ nglicher und schlagfertiger Weise auch vom Unter -
M ^ ,

"
^ ter Leers in aller Deutlichkeit gesagt. Lernen

rCS ous dieser Niederlage nichts, denn dazu ist ihr
P sSt '-e Regierung viel zu blind . Aber gründlicher und

" och nie zwei Parteien der Spiegel der eige -
K^ O'huld vorgehalten worden , als es in diesen beiden
L*V Fall war . Für die kommenden Wahlen ist diese
1 " 'it |jji badischen Landtag ein erster Gewinn für die Linke,‘ . . h. w .

*
9. Sitzung

h . w . Karlsruhe , 19 . Januar .
ß :

1- Baumgartner eröffnet um 10 .15 Uhr die Sitzung.

* Sozialdemokratie .

■m pf.v* ^ uuumunnec etü ?fiici um iu . xa udi oie ciKung .
^ , ? gänge ist wieder — wie immer nach einer länge¬

st . grost . — Vor Eintritt in die Tagesordnung be -
d^ ^ erialrat Jmhofk eine kurze Anfrage betr . Ver -

sjj, ,
n »l^ Landschaftsbildes von Heidelberg durch Erweite -

^ ^gtzsUtu Herrenmühle . Die Regierung erklärt , dast
«A 0.J °eri>e , dast die Allgemeininteressen gegenüber Son -

tz»«'vohrt würden . — Zum Aufruf kommen sodann die
r "

tz.,,o«en der Deutschen Volksvartei und der Deutfch -°»I>z ^ vartei betr . die
,

^ badischen Regierung zum Reichsschulgesetz -
^ »flr ^ entwurf

Deutschnationalen Volksvartei begründet Abg.^ Alz g
" /D .N.) . Die Anfrage will wissen , was die badi -

mn hat , um für die bestehende badische Schulver-
Vadens und bei der Reichsregierung Verständnis

zu erwecken und diese zu schützen und weiter , warum die Regierung
von der Beschlußfassung des Landtags in ihren Instruktionen abge¬
wichen ist. Der Redner betont , die Regierung hätte auf dem Be¬
schluß des Landtags beharren müssen .

Die zweite Anfrage begründet Abg. Obkircher ( D.Vp .) . In die¬
ser Anfrage soll die Regierung u . a . erklären , ob sie bereit ist . bei
sich bietender Gelegenheit für die - dauernde Erhaltung der christ¬
lichen Simultanschule in Baden und den anderen Simultanschul¬
ländern nachdrücklich einzutreten ; weiter wird um Mitteilung er¬
sucht, wie hoch sich die Kosten belaufen , wenn das Reichsschulgesetz
in der Fassung des Regierungsentwurfs auch in Baden in Kraft
treten würde . — Beide Redner kamen mit keinem Wort auf das
Reichsschulgesetz selbst oder die Haltung ihrer Reichstagsfraktion
zu sprechen . Sie bemühten sich lediglich, einen Widerspruch zu kon¬
statieren zwischen dem seinerzeitigen Beschluß des Landtages und der
späteren Haltung der Regierung bei der Jnstruierung des badischen
Vertreters im Reichsrat . Was die Regierung getan , sei undemo¬
kratisch und staatsrechtlich anfechtbar. Der demokratische Minister
sei zu seiner Haltung durch die Drohung des Zentrums mit einer
Kabinettskrise gezwungen worden . ( Abg. Marum : Keine Sour da¬
von ist wahr . ) Die Sozialdemokratie sei aus Gründen der politi¬
schen Dynamik umgefallen .

*
Die Antwort auf die beiden Anfragen erteilt

Unterrichtsminister Leers
Der Minister erklärt , daß er wiederholt das Wesen und die Vor¬
züge der Simultanschule sowohl dem Reichsminister des Innern
wie auch dem preußischen Unterrichtsminister vorgetragen habe.
Die Regierung bat ernstlich geprüft , ob und inwieweit dem Land¬
tagsbeschluß vom 1 , Juli Folge gegeben werden kann. Die Be¬
trachtung der Sachlage aufgrund des 8 171 der Reichsverfassung
ergab , daß dem Willen des Landtages nicht in vollem Maße ent¬
sprochen werden konnte. Der Reichsschulgesetzentwurf ist gegen¬
wärtig noch Gegenstand der Beratungen im Bildungsausschuß des
Reichstags . Es ist durchaus nicht abzusehen, welche Fassung der
Entwurf erhält . Bei der Ungewißheit des Schicksals des Gesetzes
lehnt die Regierung eine Stellungnahme ab bis die Beschlüsse des
Reichstags vorliegen . —

Obcrregierungsrat Zimmermann gibt zwischenhinein Aufschluß
über die vom Unterrichtsministerium angestellte Berechnung über
die Kosten des Reichsschulgesetzes nach dem Entwurf . Danach be¬
trägt der einmalige Mehraufwand 8 912 500 Jl und die laufenden
Mehrausgaben 2 570 000 Jl .

Minister Leers bemerkt danach , daß seine Auffassung, daß die
badische Simultanschule unbedingt erhalten werden müsse, und
und wundert sich , daß ein solcher Reichsschulgesetzentwurf von >einer
Regierung vorgelegt würde, in der volksparteiliche Minister ver¬
treten sind , habe er nicht für möglich gehalten .

Abg. Dr . Föhr (Ztr .) verliest eine Erklärung seiner Partei ,
wonach die Haltung des Zentrums zu bekannt fei , als daß noch
viel dazu zu sagen sei. Die Reichsverfassung müsse durchgeführt
werden. Die vom Regierungsvertreter mitgeteilten Zahlen seien
zu hoch . Der Versuch , auch mit der Schulfrage politische Schach¬
rüge zu machen , lehne das Zentrum ab. Eine feste Stellungnahme
der Regierung bevor die endgültige Fassung des Gesetzes vorliege,
sei abzulebnen.

Abg . Marum (Soz.)
erklärt , daß es selbstverständlich sei , daß die Simultanschule zu er¬
halten ist, soweit es nach der Reichsverfassung möglich ist. Dm:
Beschluß der Staatsregierung hat dem Sinn des Landtagsbeschlus¬
ses vom 1. Juli Rechnung getragen . Erstaunt muß man aber sein
über die Art und Weise , wie man bei der Deutschen Volksvartei
vorgegangen ist. Am Tage der Einbringung der Anfrage am 23.
November hätte man das Vorgehen der Deutschen Volksvartei
noch verstehen können. Hätte sie zugewartet bis das Schulgesetz aus
der Kommission des Reichstag gelangte , hätte sie vielleicht nicht
mehr so sehr auf die Erledigung ihrer Anfrage gedrängt . Die
volksvarteilichen Minister im Reichskabinett hätten die Kabinetts¬
frage stellen sollen , wenn sie mit dem Reichsschulgesetz nicht einver¬
standen waren . Die Volksvarteilichen Minister tragen mit die
Verantwortung , auch wenn sie nur mit Vorbehalt zugestimmt haben.
Abg. Runkel von der Deutschen Volkspartei ist einer der schärfsten
Anhänger der Konfessionsschule . Die Deutsche Volkspartei hat
Kompromisse geschlossen, gegenüber denen unsere Kompromisse gar
nichts sind. Die christliche Gemeinschaftsschule , für die die Deutsche
Volkspartei im Reich eintritt , ist etwas ganz anderes , wie unsere
badische Simultanschule . Jene Schule ist eine völlig verkirchlichte
Schule. Die Deutsche Volksvartei hat sich weiter bereit erklärt ,
daß die Geistlichen die Kontrolle des Religionsunterrichts ausüben
sollen , allerdings , d . h . mit der Klausulierung , daß die Geistlichen
Beauftragte der Kirchenbehörden sein müssen . Auch da ein Umfall
der Deutschen Volkspartei : der Kongreß wirft die prinzipielle
Auffasiung der Deutschen Volksvartei völlig über den Haufen . Wir
wollen uns mal über die Dinge wieder unterhalten , wenn das
Reichsschulgesetz im Reichstag mit Hilfe der Deutschen Volksvartei
angenommen ist. Nach den bisherigen Erfahrungen mit der Deut¬
schen Volkspartei im Reichstag kann man nicht erwarten , daß die
Simultanschule bei der Deutschen Volksvartei besser aufgehoben sei
wie bei der badischen Regierung . Die Geschichte wird zeigen , wer
die wahren Schützer der badischen Simultanschule gewesen sind und
wer in der Schule den wahren Fortschritt wollte . Das war nur
die Sozialdemokratie . ( Bravo bei den Sozialdemokraten .) X

Abg. Dr . Glöckner ( Dem.) erklärt namens seiner Fraktion
ebenfalls unbedingtes Festhalten an der Simultanschule . Die Frak¬
tion bedauere , daß es nicht gelungen ist, diesem Standpunkt im
Staatsministerium gegenüber dem Keudellschen Schulgesetzentwurf
Geltung zu verschaffen . Die Fraktion habe zu dem Minister das
Vertrauen , daß er bei ieder sich bietenden Gelegenheit mit allen
Kräften für die dauernde Erhaltung der Simultanschule eintritt .

Abg. Bock ( Komm.) polemisiert vor allem heftig gegen die so¬

zialdemokratische Fraktion und begründet ein Mißtrauensvotum
gegen die Regierung .

Ein Antrag der Deutschen Volksvartei und der Deutschnationa¬
len Volksvartei mißbilligt die Haltung der Staatsregierung gegen¬
über dem Beschlüsse des Landtags vom 1 . Juli und spricht dem Un¬
terrichtsminister Leers wegen seiner unzuverlässigen Haltung das
Mißtrauen aus .

Abg. Maver -Kaklsruhe ( D .N.) erklärt sich mit der Antwort der
Regierung nicht befriedigt . Er bleibt dabei , daß die Regierung sich
über einen Beschluß des Landtags hinweggesetzt hat . Die badische
Regierung hätte aktiver sein müssen ; sie hätte die gute Waffe , die
wir in unserer guten badischen Schulgesetzgebung haben , besser an¬
wenden sollen . Wir wollen die Erhaltung der badischen Schulver-
fassung so wie sie ist. — Nach diesen Ausführnugen wird die Sit¬
zung um 12 .45 Uhr abgebrochen und die Weiterberatung auf nach¬
mittags 4 Uhr festgesetzt.

10. Sitzung
Zu Beginn der Nachmittagssitzung widmete Präsident Dr .

Baumgartner dem in der vorhergehenden Nacht verstorbenen An¬
gestellten des Hauses, Kanzleiassistent Hans Hurst , der in die¬
sem Jahre sein 40iähriges Dienstjubiläum hätte feiem können ,
einen herzlichen Nachruf Das Saus werde dem Verstorbenen , der
mit großem Pflichteifer seinen Dienst versehen, ein ehrendes An¬
denken bewahren . — Hierauf wird in der Beratung über die iörm-
licken Anfragen über die Haltung der Regierung zum Reichsfckiul-
gesetzentwurf weitergefabren . Eingegangen ist ein Antrag aus
namentliche Abstimmung über die Mißtrauensanträge . Als wei¬
terer Redner erklärt

Abg . Dr . Matthes (D .Volksv.) , daß der Sinn des am 1 . Juli
gefaßten Landtagsbeschlusses die uneingeschränkte Erhaltung der
Simultanschule gewesen sei . Der Redner fragt , ob die badische
Regierung bereit sei , Einspruch zu erbeben, wenn das Reichsschul¬
gesetz die Aufhebung der Simultansckiule bringe . (Zwischenrufe von
sozialdemokratischer Seite : Erbeben Sie doch Einspruch im Reichs¬
tag !) Der Landtag dürfe sich das Verhalten des Unterrichtsmini¬
sters nicht gefallen lassen . —

Minister des Kultus und Unterrichts Leers
wendet sich gegen den Abg . Dr . Mayer - Karlsrube . Die Freund¬
schaft für die Simultanschule scheine bei der Bürgerlichen Vereini¬
gung nicht so groß zu lein, wie bei den Demokraten (Obo-Rufe bei
der Bürgerlichen Vereinigung ) . Eine Erörterung der Rechtslage
sei überflüssig angesichts der gegensätzlichen Auffassungen. Für den
Kabinettbeschluß übernehme er, der Minister , die Verantwortung
mit . Wenn ein Reichsschulgesetz kommt , das die Simultanschule
beseitigt, dann werde ich im Kabinett den Einspruch im Reichstag
beantragen - Die Herren von der Deutschen Volksvartei in Baden
haben ein schlechtes Vertrauen in ihre Reichstagsfraktion (Stür¬
mische Zustimmung bei der Mehrheit ) . Der . Regierungsentwurf
war nur deshalb so verkorfft, weil dre zwei volksvarteilichen Mi¬
nister im Reichskabinett mitmachen. — Abg. Ritter ( linker Komm.)
wendet sich gegen seine ehemaligen kommunistischen Freunde und
die Sozialdemokratie , ohne irgendetwas von Bedeutung zu sagen.
— Abg. Bock ( Komm.) polemisiert gegen seinen Freund von gestern,
den Herrn Ritter . — Abg. Hofheinz (Dem.) stellt fest, daß die
badische Bevölkerung gar keine Aenderung des badischen simultanen
Schulzustandes wünsche . Die Freunde der Simultanschule sollten
mehr wie bisher diese Einstellung der Bevölkerung ausmünzen .
Redner bedauert im weiteren , daß der Kostenfrage viel zu wenig
Beachtung geschenkt werde. Das Zentrum habe 1921 erklärt , an
der Simultanschule nicht rütteln zu wollen. Aus Freiburg liegt
eine Kostenberechnung vor, die völlig unhaltbar ist. Im weiteren
setzt sich Redner mit den Auffassungen des Zentrums über die
Kostenfrage auseinander . — Abg. Dr . Föhr (Zentr .) stellt fest, daß
das Zentrum immer grundsätzlich an der Bekenntnisschule festge¬
halten habe Der Redner wendet sich dann in ziemlich heftiger
Weise gegen den Vorredner , indem er dessen Haltung in Schul¬
fragen kritisiert . Abg . Hofheinz (Dem.) weist die Bemerkungen
des Abg. Dr . Föhr zurück. — Damit ist die Aussprache geschlossen.
In ihren Schlußworten machen die Abgg. Dr . Mayer -Karlsrube
(Dntl .) und Obkircher (D .Vol-ksp .) noch einige Ausführungen .

Es folgen die Abstimmungen. Der Antrag der Kommunisten,
„Die Regierung hat nicht das Vertrauen des Landtags " wird mit
47 gegen 10 Stimmen bei 11 Enthaltungen abgelebnt . Für den
Antrag stimmten neben den Antragstellern die Deutsche Volks¬
partei ; enthalten hat sich die Bürgerliche Vereinigung . — Der An¬
trag der Deutschen Volksvartei und der Bürgerlichen Vereinigung ,
in dem die Stellungnahme der badischen Regierung »um Reichs¬
schulgesetz im Reichsrat mißbilligt wird , wird in namentlicher Ab¬
stimmung mit 17 gegen 46 Stimmen abgelebnt , bei 5 Enthaltungen ;
desgleichen wird der weitere Teil des Antrags , in dem dem Unter¬
richtsminister Leers das Mißtrauen ausgesprochen wird , in nament¬
licher Abstimmung mit 17 gegen 47 Stimmen bei 4 Enthaltungen
abgelebnt . — Ein weiterer Antrag der Kommunisten wird abge¬
lehnt . Abg. Dr . Marum (Soz.) erklärt hierzu, daß die sozialdemo¬
kratische Fraktion deshalb diesen Antrag ablebne , weil er völlig
zwecklos sei. — Nach Erledigung dieses Gegenstandes wird um
6 .45 Uhr die Sitzung abgebrochen und die nächste Sitzung auf Frei¬
tag , vormittags 9.30 Ubr festgesetzt.

Nus dem Nusfchufi für Sefuche und Beschwerden
Der Ausschuß für Gesuche und Beschwerden bat am 18 . Januar

auf Grund einer Eingabe zur grundsätzlichen Erörterung der Frage
Stellung genommen, ob abgeschlossene gerichtliche Verfahren , sei es
im Konkurs , sei es im normalen Prozeß , Gegenstand der Kritik des
Landtags sein können. Der Ausschuß kam einmütig zu einer nega¬
tiven Entscheidung.

Neben einigen weiteren Gesuchen , über die llebergang zur
Tagesordnung beschlossen wurde , führte ein Gesuch des Landwirts
F . Link in Waibstaot betr . Entschädigung einer verendeten Kuh
zur längeren Aussprache. Zu diesem Gesuch erklärte die Regierung ,
daß aufgrund der bestehenden Richtlinien Entschädigung nach dem
Viehseuchengesetz nur dann gewährt werde, wenn es sich um aus¬
gesprochenes Zuchtvieh handelt , das innerhalb der gegebenen
Zuchtrichtung der Gemeinde wegen Tuberkulosegefahr für den Vieb-
stand nach ministerieller Anordnung getötet wurde oder nach er-
iolgter Anordnung verendet ist . Uebrigens soll ab 1 . Avril d. I .
das freiwillige Tuberkulosetilgungsverfahren durchgefübrt werden.
Dadurch wird in Zukunft eine Entschädigung möglich für dieieni - '
gen , die sich dem Tuberkulosetilgungsverfahren angeschlossen haben,
also sich verpflichten, ihren Viehbestand zweimal jährlich
klinisch untersuchen zu lassen . Besondere größere finanzielle Lei¬
stungen erwachsen den Viehbesitzern nicht . _
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